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Von Lotbar Philipps, München 
7.1 Verbote und Gebote — der Strukturunterschied 
„Wer einen Menschen t ö t e t . . . w i r d . . . mit Freiheitsstrafe nicht unter fünf 
Jahren bestraft" So steht es i m Strafgesetzbuch (§ 212). In den Z e h n G e -
boten fre i l ich heißt es: „Du sollst nicht töten!" Welche der F o r m u l i e r u n -
gen k o m m t dem Wesen der R e c h t s n o r m näher? Diese Frage ist seit dem 
19. Jahrhundert umstr i t ten. D i e einen sagen: Wesentlich ist allein der 
Wenn-dann-Satz, wie er typischerweise auch i m Gesetz steht. In i h m 
haben w i r alles, was w i r brauchen: eine Rechtsfolge und den Tatbestand, 
an den sie sich knüpft. D i e anderen sagen: D e r Wenn-dann-Satz berührt 
nur die Oberfläche der Rechtsordnung, das Recht , w e n n es durch G e -
richte u n d Behörden angewandt w i r d . Dieser A s p e k t sei zwar w i c h t i g 
genug, vorgängig aber sei doch ein anderer: D i e Bürger lassen sich i n 
ihrem alltäglichen Verhalten nicht v o n Gesetzestexten best immen, son-
dern von Vorstellungen darüber, was man t u n sol l oder nicht sol l (von 
sog. Best immungsnormen) , u n d wenn der Richter in Zweifel gerät, tut er 
es auch '. 
D e r alte Streit kann nicht hier u n d heute entschieden werden. I m m e r h i n 
aber hoffe ich zu zeigen, daß die Betrachtung der N o r m e n als Verbote, 
Gebote u n d übrigens auch Erlaubnisse einige zentrale Phänomene des 
positiven Rechts erklärt , die keineswegs unmittelbar in den Wenn-
dann-Sätzen der Gesetze erfaßt s ind. 
M a n kann sich die S t r u k t u r der N o r m e n u n d ihrer Beziehungen unter-
einander gut veranschaulichen, wenn- man Venn-Diagramme zeichnet: 
sich überschneidende Kreise, welche Begriffe ( in einer anderen möglichen 
Interpretation: Klassen) repräsentieren 2 . V o n ihnen w i r d angezeigt, ob 
1 Eine gute Einführung in diese wie andere Fragen der Normentheorie gibt. Karl Engisch. E in-
führung in das Juristische Denken, 8. A u f l . 1983. A u f dem Unterschied /wischen „.Rechts-
satz" und „ N o r m " hat der Strafrechtler Karl Binding ein tiefangelegtes System errichtet: 
„Die N o r m e n und ihre Ü b e r t r e t u n g " , 2. Auflage 1890-1919 (4 Bände). Dort findet man 
auch die Kontroversen jener Zeit behandelt. 
2 Z u Venn-Diagrammen sei empfohlen Willard van Orman Quint; G r u n d z ü g e der Logik, 
dtsch. 1969, S. 104 ff., zur Verwendung eines „Balkens" , S. 117. Auf juristische Anwendun-
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es Gegenstände gibt oder nicht gibt, auf die sie zutreffen. Dies geschieht 
durch einen Balken oder aber eine Schraffur. Daß es ein A gibt (einen G e -
genstand mit der Eigenschaft A ) , w i r d durch einen Balken i m Kreis A an-
gezeigt. U m auszudrücken, daß es kein B ohne A gebe (und das heißt 
auch: wenn B, dann A ) , w i r d der Kre is B außerhalb von A (der „Halb-
m o n d " von B) schraffiert. 
A B A B 
In der linken Variante ist angezeigt, daß es auch ein A gibt, das B ist; in der rechten 
Variante bleibt diese Frage offen. 
D i e „Gegenstände" können auch Handlungen sein. Deshalb liegt der G e -
danke nahe, die Diagrammdarste l lung auf N o r m e n zu erstrecken. Statt 
„Es gibt ein A " wäre dann zu lesen: „Es sol l ein A geben!" A ist geboten. 
Statt „Es gibt kein A " lese man jetzt: „Es soll kein A geben!" A ist ver-
boten. 
M a n stelle sich vor, das D i a g r a m m symbolisiere den Handlungsspie lraum 
eines Menschen. D e r schraffierte Bereich bedeute: „Sperrgebiet!" Diesen 
Bereich darf er nicht betreten. Das ist ein Verbot . D e n Bereich mit dem 
Balken soll er dagegen aufsuchen: „Zielgebiet!" Das ist ein G e b o t . In den 
übrigen Bereichen ist sein Verhalten ungeregelt geblieben. H i e r darf er 
sich frei und ungeleitet bewegen. 
D e r Unterschied zwischen Verboten und Geboten ist bei dieser Betrach-
tungsweise fundamental . Es handelt sich um zwei unterschiedliche, ja 
entgegengesetzte A r t e n von N o r m e n . 
gen weist bereits Herbert Fiedler h in : Juristische Logik in mathematischer Sicht, in: A R S P 
1966, S. 93 H. Dabei kommt auch Fiedler zu dem Ergebnis, daß die verbreitete Vorstellung, 
man könne alle rechtlichen Regelungen auf die „ N o r m a l f o r m " eines Rechtssatzes mit Tatbe-
stand und Rechtsfolge bringen, nicht oder nur in gekünstelter Weise eingelöst werden kann. 
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D i e ganz vorherrschende Auffassung in der N o r m e n t h e o r i e sieht das al-
lerdings anders. H i e r n a c h ist der Unterschied zwischen Verboten und 
Geboten nicht s trukturel ler , sondern lediglich sprachlicher A r t . „Verbo-
ten daß . . . " wäre hiernach ledigl ich eine sprachliche Abkürzung für „Ge-
boten daß nicht . . . " . „Es ist verboten, zu töten!" würde demnach ledig-
l i c h den Satz verkürzen: „Es ist geboten, nicht z u töten!" U n d statt „Es 
ist geboten, e inem Verunglückten z u hel fen!" könnte man auch etwas 
umständlicher mi t einer doppelten N e g a t i o n sagen: „Es ist verboten, . . . 
nicht zu helfen!" Insbesondere Kelsen hat schon frühzeitig die bloß 
sprachliche N a t u r des Unterschiedes behauptet, und i n der heutigen de-
ontischen L o g i k ist das geradezu eine Systemvoraussetzung 3 . Wer frei l ich 
mit realer Jur isprudenz z u tun hat, weiß, daß der Unterschied von Verbo-
ten und Geboten von größter praktischer Bedeutung ist. Erwähnt sei die 
Unterscheidung v o n Leistungs- und Unterlassungsansprüchen, ihre u n -
terschiedliche Behandlung i m Prozeß u n d i m Vollstreckungsverfahren 
sowie der Unterschied von Begehungs- u n d Unterlassungsdelikten i n 
allen Rechtsgebieten. 
Ich werde auf diese Phänomene zurückkommen; zuvor möchte ich je-
doch noch auf einen anderen wicht igen Unterschied zwischen Verboten 
u n d Geboten aufmerksam machen. E r betrifft die zeitl iche N a t u r der bei-
den N o r m a r t e n . A l l g e m e i n gi l t : Wer das Sperrgebiet eines Verbotes be-
tri t t , hat eine N o r m übertreten; wer das Zielgebiet eines Gebotes nicht 
aufsucht, ist einer N o r m nicht nachgekommen. Im D e t a i l zeigt sich 
dabei jedoch ein Unterschied . E i n übertretenes Verbot ist gewiß und un-
3 Vgl. Heins Kelsen, Hauptprobleme der Staatsrechtslehre, entwickelt aus der Lehre vom 
Rechtssatze, 2. A u f l . 1923, S. 669. 
(Das Werk gibt übrigens die beste Darstellung der besonderen, rechtssatzorientierten Kelsen-
sehen Normentheorie, noch vor der sprichwört l ich gewordenen Reinen Rechtslehre, 
2. A u f l . 1960.) 
In der Literatur zur deontischen Logik finden sich entsprechende Umformungen etwa bei 
Fran-/, von Kutschern, E i n f ü h r u n g in die Logik der N o r m e n , Werte und Entscheidungen, 
1973, unter T 1.2-7 und T 1.2-8. Diese E i n f ü h r u n g sei hier auch im übrigen empfohlen. 
Die juristisch-dogmatische Literatur geht zumeist von einem sachlichen (nicht nur sprachli-
chen) Unterschied zwischen Verboten und Geboten aus; besonders entschieden und reflek-
tiert geschieht dies bei Armin Kaufmann, Die Dogmatik der Unterlassungsdelikte, 1959. 
Ott wird auch der entsprechende „ontologische" Unterschied zwischen Begehen und U n -
terlassen oder zwischen Verursachen und Nicht-Verursachen thematisiert: vgl. Arthur Kauf-
mann und Winfried Hassemer, Der Überfallene Spaziergänger, in : JuS 1964, S. 151 ff. A u c h 
meine Arbeit: Der Handlungsspielraum. 1974, beruht auf der grundsätzlichen Unterschei-
dung von Verbot und Gebot ; die ontologischen Unterscheidungen werden dabei — vgl. S. 
1251. — hinzugenommen. 
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w i d e r r u f l i c h übertreten w o r d e n ; aber ein unerfülltes G e b o t könnte man 
i m m e r noch erfüllen — heute, morgen oder übermorgen, vie l le icht aber 
auch erst i n zwanzig Jahren. 
D i e E ins icht , die sich hieraus gewinnen läßt, ist: E i n G e b o t muß i n ir-
gendeiner Weise terminiert sein, mit einer Frist für die Erfüllung verse-
h e n ; andernfalls läßt sich kein Verstoß dagegen festhalten; die N o r m ist 
nicht viel mehr wert als eine bloße E m p f e h l u n g . E i n Verbot dagegen 
k a n n zeitlos formulier t sein; die grundlegenden Verbote i m Strafrecht, 
Z iv i l recht und öffentlichen Recht sind es a u c h 4 . Dies ist bereits e in be-
denkenswerter H i n w e i s für den Gesetzgeber. 
7.2 Bestimmen und Bewerten — zur Frage der Erlaubnisse 
Erlaubnisse können ebenso zeitlos formulier t sein wie Verbote ; die 
Grundrechte unseres Grundgesetzes zeigen das (übrigens eine v o n vielen 
Strukturgleichheiten zwischen diesen beiden N o r m a r t e n ) . W i e hat man 
Erlaubnisse z u verstehen? W i r haben zunächst e inmal den Bereich des 
rechtl ich Ungeregelten — i m D i a g r a m m jene Flächen, die weder durch 
eine Schraffur noch durch einen Balken ausgezeichnet s ind . Ist das Unge-
regelte auch schon das Erlaubte? M a n c h e nehmen es an. („Was n icht ver-
boten ist, ist erlaubt." 3 ) Im Ungeregelten kann man sich frei bewegen, 
ohne rechtliche Sankt ionen gewärtigen z u müssen. Es ist n icht leicht vor-
stellbar, was einem eine „eigentliche" Er laubnis darüber hinaus n o c h ge-
währen könnte. 
U n d doch haben viele, Juristen wie L a i e n , den sicheren E i n d r u c k , daß 
eine Er laubnis etwas anderes, Stärkeres sein müsse als das, was die Verbote 
übrig lassen. N u r , wie soll man dies fassen? 
Lassen w i r uns wieder v o n der A n s c h a u u n g leiten! D i e nachfolgenden 
Diagramme symbolis ieren jeweils zwei Verbotszonen A u n d B. W i r stel-
len uns dazu diesmal noch zwei Normadressaten A l p h a und Beta vor . Das 
Betreten von A sei dem Beta verboten und das Betreten von B dem 
A l p h a . 
4 Karl Popper hat den Unterschied betont, daß in der Naturwissenschalt die Gesetze „univer-
sell" formuliert sind, während Existenzsätze individuelle raum-zeitliche Bestimmungen ent-
halten müssen, um überprüfbar zu sein: vgl. Papper, „Logik der Forschung", 8. A u f l . 1985, 
S. 35ff. Das ist ein ganz ähnlicher Unterschied aus ganz ähnlichen G r ü n d e n ; dazu Philipps 
a .a .O. , S. 2Iff. 
5 Der sogenannte Allgemeine negative Grundsatz; vgl. dazu Claus-Wilhelm Canaris, die Fest-
stellung von Lücken im Gesetz, 2. Aufl . 1964, S. 49ff. 
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A B A B 
Die beiden Varianten unterscheiden sich hinsichtlich des Schnittbereichs von A 
und B, wo die Interessen beider betroffen sind und es Interessenkonflikte geben 
kann. Im linken Modell werden die Beteiligten strikt auseinandergehalten: die 
„Kollisionszonc" zu betreten ist für beide verboten. Im rechten Modell ist dieser 
Bereich ungeregelt: in der Praxis müssen die Beteiligten versuchen, sich zu einigen, 
oder der eine expandiert auf Kosten des anderen 6. 
Derartige Verbote gelten typischerweise mit Rücksicht auf die Interessen 
des jeweils anderen. Das Betreten von A ist dem Beta mit Rücksicht auf 
A l p h a verboten u n d das Betreten von B dem A l p h a mit Rücksicht auf 
Beta. D i e Verbotszone ist also die Kehrseite einer anerkannten Interessen-
zone. „Du sollst nicht . . . betreten!" einerseits, „Du darfst deine Interes-
senzone freihalten!" andererseits. 
E ine eigentliche Er laubnis hat demnach außer der negativen Seite, daß es 
an einem der erlaubten H a n d l u n g entgegenstehenden Verbot fehlt, auch 
die positive Seite, daß die erlaubte H a n d l u n g einen von der Rechtsord-
nung anerkannten Wert verkörpert. Das Recht zur N o t w e h r , das notfalls 
bis zur Tötung des Angreifers geht, bedeutet nicht einfach eine Lücke i m 
Tötungsverbot, sondern dabei die wertende Bevorzugung der Interessen 
des Angegriffenen gegenüber den Interessen des Angreifers. 
6 Die Hinsicht, daß zwei Personen — nicht nur der Handelnde, sondern auch der Betrof-
fene — für den Handlungserfolg zuständig sind und verantwortlich sein k ö n n e n , eröffnet 
den Zugang zu Kategorien wie „mitwirkendes Verschulden", „Handeln auf eigene Gefahr" 
( „ a u t o n o m e Selbstgefährdung") und „Einwil l igung" . 
Die Janusköpfigkeit der N o r m - zum fremden Interesse/zum eigenen Interesse hinge-
wandt — verbindet auch die Verbote und Gebote des positiven Rechts mit elementaren 
( „ n a t u r r e c h t l i c h e n " ) Prinzipien des rechtlichen Zusammenlebens wie der Goldenen Regel 
(„Was du nicht willst, daß man dir tu, das füg' auch keinem andern zu!") . 
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Diese K o n z e p t i o n entspricht der These von den „Bewertungsnormen", 
die nach A n s i c h t vieler A u t o r e n den Bes t immungsnormen, den Verboten 
u n d Geboten , vorgelagert s i n d 7 . Woll te diese These nichts anderes sagen, 
als daß der Gesetzgeber nicht ohne guten G r u n d Verbote u n d Gebote 
aufstellt (oder aufstellen sollte), so beträfe sie Vorjuristisches, wäre vie l -
leicht auch t r iv ia l . G e m e i n t ist jedoch etwas Stärkeres: daß sich wesentli-
che Phänomene des Rechts nicht recht verstehen lassen, wenn man n u r 
Imperative und nicht auch A n e r k e n n u n g e n v o n Interessen oder anderen 
Werten i n Betracht zieht. M a n c h e Phänomene — außer auf Erlaubnisse 
werde ich noch auf unechte Unterlassungsdelikte eingehen — lassen sich 
viel leichter und natürlicher aus einem Zusammenspiel v o n Bestim-
m u n g s n o r m u n d Bewertungsnorm erklären, als aus einer dann z i e m l i c h 
künstlich anmutenden F o r m der Bes t immungsnorm allein. 
E i n recht umstrittenes Phänomen dieser A r t sei noch erwähnt: D i e K o n -
zept ion der Bewertungsnormen legt die Frage nahe, ob es Verbotslücken 
gebe, die sich in ihrem Unverbotensein erschöpfen, die also nicht durch 
einen entsprechenden „positiven" Wert ausgefüllt s ind. M a n spricht hier 
v o n einem „rechtsfreien R a u m " 8 . D i e A u t o r e n , die diese Möglichkeit 
bejahen, weisen auf Konste l lat ionen wie die folgende h i n : E i n A r z t ist i n 
die Si tuation geraten, daß er, u m einen von zwei Verunglückten retten z u 
können, den anderen sterben lassen muß. W i e i m m e r er sich dabei ent-
scheidet, die Rechtsordnung legt i h m keine Sanktionen auf. A b e r diesmal 
nicht deshalb, wei l sie das Leben des Geretteten dem Leben des Gestorbe-
nen vorzöge, sondern wei l sie auch keinen besseren Rat weiß. 
Ist hier der „rechtsfreie R a u m " noch strukturel l bedingt, so gibt es doch 
auch die Möglichkeit eines dezidierten Wertungsverzichts aus inhal t l i -
chen Gründen. Es spricht manches dafür, auch die Fälle der Freistel lung 
des Schwangerschaftsabbruchs nicht als rechtfertigende Bevorzugung, 
sondern als Verzicht auf Sankt ionen in einer pluralistischen Gesellschaft 
mit einander widersprechenden Werthaltungen z u interpretieren (Arthur 
Kaufmann). 
E i n bemerkenswerter Versuch, auch die Er laubnis i m eigentlichen Sinne 
rein s trukturel l zu best immen, löst sich von der stillschweigenden Vor-
7 Eine überzeugende Darstellung hat die Lehre von den Bewertungsnormen in der „Rechts-
philosophie" von Gustav Radbruch gefunden; S. A u f l . , hrsg. v. Erik Wolf und Elans Peter 
Schneider, 1973, S. 132. 
8 Vgl. hierzu vor allem Arthur Kaujffiatin, Rechtstreier Raum und eigenverantwortliche Ent-
scheidung, in : Festschrift für Reinhard Maurach, 1972, S. 327ff. 
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aussetzung des einen N o r m g e b e r s : Vorausgesetzt w i r d n u n m e h r realisti-
scherweise eine hierarchische O r d n u n g von (mindestens) zwei N o r m g e -
b e r n 9 . In einer solchen O r d n u n g kann die untere Instanz all das, aber 
auch nur das, regeln, was die obere Instanz ungeregelt gelassen hat. D i e 
obere Instanz k a n n deshalb für den Bürger Handlungsspielräume freihal-
ten, die die untere Instanz zu respektieren hat. So hat es bei uns der Ver-
fassungsgeber getan, mi t G r u n d r e c h t e n , die der einfache Gesetzgeber z u 
respektieren hat. R e i n aus der Struktur , aus dem Mechanismus der H i e r -
archie, ergibt sich dabei aber nach wie vor lediglich die Garantie v o n 
Z o n e n des Unverbotenseins , nicht auch, daß es sich dabei u m „Rechte" 
handele. 
7.3 Norm und arbeitsteiliges Verhalten — Verbotsübertretung durch 
Unterlassen 
I m m e r h i n hat sich zuletzt gezeigt, daß es gut ist, die zunächst selbstver-
ständlich scheinende Voraussetzung des einen Normgebers fallen z u las-
sen, u m differenziertere normative Phänomene zu verstehen. Das gleiche 
gilt für die zunächst ebenfalls selbstverständlich anmutende Prämisse des 
für sich handelnden einzelnen Normadressaten. Menschl iches H a n d e l n 
vol lz ieht sich n u n e inmal wei th in arbeitsteilig. Das ist zwar auch für den 
NichtSoz io logen selbstverständlich; gar nicht selbstverständlich ist aber 
seltsamerweise für die Rechtstheorie, daß es dann auch das vereinigte Ver-
halten der mehreren ist, das sich an die Verbote und Gebote der Rechts-
o r d n u n g zu halten hat und an ihnen gemessen w i r d . Das isoliert betrach-
tete Verhalten des einzelnen kann dabei von dem allgemeinen Verbots-
sinn oder Gebotss inn der N o r m (der ein Unterlassen oder ein T u n ver-
langt) abweichen; der einzelne muß gegebenenfalls handeln, damit durch 
das vereinigte Verhalten mehrerer ein Verbot nicht übertreten werde, 
oder er muß umgekehrt unterlassen, damit ein G e b o t erfüllt w e r d e 1 0 . 
E i n Beispiel : Ich hoffe, das B i l d v o m Handlungsspie l raum nicht über Ge-
bühr zu strapazieren, wenn ich es in der Weise ausmale, daß zwei Perso-
9 Eugenio Bulygin, Permissive N o r m s and Normative Systems, in : Automated Analysis of 
Legal Texts, Amsterdam 1986, S. 211 ff. 
10 Vgl. dazu Philipps, a .a .O. , S. 132ff. Linen entsprechend „funktionalis t ischen" Standpunkt 
vertritt durchgängig Günter Jakobs: Strafrecht Allgemeiner Teil, 1983. 
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nen sich nicht mehr z u Fuß in einem Teilbereich ihres Handlungsspiel -
raums bewegen, sondern i n einem A u t o , und das ralleymäßig. D e r eine 
steuert und konzentriert sich dabei auf M o t o r , Getriebe u n d Straßenver-
hältnisse; er verläßt sich dabei bl indl ings auf den anderen, der, eine Stra-
ßenkarte auf den K n i e n , i h m angibt, i n welche R i c h t u n g zu fahren sei. 
Das bedeutet aber unter dem Gesichtspunkt zunächst sportl icher N o r -
men u . a . : Wenn das Team in ein gesperrtes Gebiet gerät, wei l der Beifah-
rer den Fahrer nicht rechtzeitig gewarnt hat, so ist es auch das Team 
— Fahrer wie Beifahrer — das disqualif iziert w i r d . Dabei ist es der Bei-
fahrer, der persönlich für das Verhalten des Teams und damit für die Ver-
botsübertretung verantwort l ich ist, und dies wohlgemerkt , o b w o h l er sel-
ber nicht gehandelt, sondern unterlassen hat. Das Verhalten des einzelnen 
w i r d nach dem Verhalten des Systems, dessen verantwortl icher Teil er ist, 
bewertet. Für die N o r m e n des Sports — für Q u a l i f i k a t i o n u n d D i s q u a l i -
f i k a t i o n , E r f o l g und Mißerfolg — ist das selbstverständlich. A b e r auch 
für rechtliche N o r m e n gilt nichts anderes. In diesem Sinne kann der Bei-
fahrer deshalb auch für die Tötung eines Passanten verantwortl ich sein. 
D i e Begriffe Verbotsübertretung u n d Begehungsdelikt decken sich nicht , 
wie der Jurist weiß (unechtes Unterlassungsdelikt) , u n d hier w i r d auch 
klar, w a r u m nicht . 
A b e r nicht nur die Beachtung eines Verbotes i m wörtlichen Sinne, son-
dern auch die Wahrung eines rechtl ich anerkannten Interesses kann auf 
das arbeitsteilige Verhalten mehrerer verteilt sein. D e r Ralleyfahrer ver-
traut nicht nur das Leben Dr i t ter , sondern auch sein eigenes dem Beifah-
rer an, so daß dieser wiederum auch für den U n f a l l t o d des Fahrers 
— durch Untätigkeit und trotzdem gemäß dem Tötungsverbot — ver-
antwort l i ch sein kann . G a n z in diesem Sinne unterscheidet die juristische 
D o g m a t i k seit Armin Kaufmann (1959) zwischen „Garantenpflichten" 
zur Überwachung einer Gefahrenquelle und zur O b h u t für ein Schutz-
objekt (wobei beides, wie auch in unserem Beispiel , oft zusammen-
fä l l t ) 1 1 . 
Im letzten Teil dieser Ausführungen sind Begriffe, die man eher in einer 
dogmatischen als in einer rechtstheoretischen A r b e i t erwarten würde, 
i m m e r häufiger geworden. D e r P u n k t , an dem der Rechtstheoretiker die 
Staffette an den D o g m a t i k e r des positiven Rechts abgeben sollte, ist er-
reicht. 
11 Armin Kaufmann, a . a .O. ( A n n i . 3). 
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7.4 Exkurs zu den normativen Venn-Diagrammen 
und der deontischen Logik 
D e r Leser sollte die Diagramm e nicht nur als B i lder betrachten, die i h m 
die G e d a n k e n des Aufsatzes z u r A n s c h a u u n g bringen möchten. E r sollte 
sie vor al lem als e in Werkzeug begreifen, das i h m z u eigenen Untersu-
chungen an die H a n d gegeben ist. Deshalb sei i h m empfohlen , selber mit 
D i a g r a m m e n z u experimentieren: E r möge interessante normative K o n -
stellationen (beispielsweise K o n k u r r e n z e n und Widersprüche v o n N o r -
men) nachstellen u n d analysieren; er möge sie sodann i m D i a g r a m m ver-
suchsweise verändern u n d rückübersetzend herausfinden, was die Verän-
derung n o r m a t i v bedeutet. E r möge schließlich die vorerst rein deonti-
schen D i a g r a m m e u m „ontische" Sätze erweitern, vor allem u m Wenn-
dann-Sätze, die er als Naturgesetze oder technische Regeln interpretieren 
k a n n . (Der Untersch ied läßt sich auf dem Zeichenpapier gut durch unter-
schiedliche Farbstifte z u m A u s d r u c k bringen.) 
H i e r w o l l e n w i r uns darauf beschränken, i m Lichte der Venn-Diagramme 
einige Theoreme der deontischen L o g i k zu betrachten. M a n c h einem 
Leser mag die V e r w e n d u n g der Diagramme i m vorstehenden Aufsatz als 
ein recht triviales didaktisches H i l f s m i t t e l erscheinen, mit dem Struktu-
ren z u r A n s c h a u u n g gebracht werden, die i m G r u n d e selbstverständlich 
s ind. N i c h t s wäre verkehrter als das. D i e logischen Beziehungen, die hier 
behauptet worden s ind , müssen vorerst als höchst problematisch gelten: 
ihnen stehen nämlich Theoreme einer i n Jahrzehnten ausgearbeiteten de-
ontischen L o g i k entgegen; die schlichte E v i d e n z der Diagramme w i r d es 
schwer haben, sich dagegen durchzusetzen. 
N e h m e n w i r e inmal an, in einer Rechtsordnung gebe es ein G e b o t zur 
H a n d l u n g A u n d außerdem ein G e b o t zur H a n d l u n g B. In einer anderen 
Rechtsordnung gebe es ein G e b o t zur ( D o p p e l - ) H a n d l u n g A u n d B. 
A B A B 
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D i e Diagramme zeigen: Es handelt sich u m ganz verschiedene N o r m -
strukturen. Keine folgt aus der anderen. N a c h einem Theorem der deon-
tischen L o g i k sind frei l ich die beiden N o r m k o n s t e l l a t i o n e n logisch äqui-
valent: Wenn A geboten ist u n d B geboten ist, so ist auch „A und B " ge-
boten — und u m g e k e h r t 1 2 . Beides ist jedoch falsch. Schließlich erwarten 
w i r v o n einem Zehnkämpfer nicht , daß er alle zehn D i s z i p l i n e n in einem 
absolviert. Andererseits wäre es bei einem Hürdenläufer eine mißver-
ständliche Angabe der Leistungsanforderungen, daß er zehnmal über eine 
Hürde springen und daß er 110 m laufen müsse, wenn man dabei die 
Möglichkeit offen läßt, daß er beides nacheinander tun kann. 
U n d noch ein anderes Beispiel für die Diskrepanz zwischen der N o r m l o -
gik der Venn-Diagramme u n d der deontischen L o g i k : Paul Weingartner 
schreibt in einem geistreichen Aufsatz über „Rechtssysteminvariante 
N o r m e n " , daß es ein „grundlegendes" Gesetz gebe, das in allen — sonst 
sehr unterschiedlichen — Systemen deontischer L o g i k anerkannt sei. A l s 
logische Schlußweise läßt es sich etwa so f o r m u l i e r e n 1 ' : 
M a n so l l , w e n n m a n A tut, B t u n . 
M a n soll A tun . 
M a n soll B t u n . 
In diesem Punkte wären sich demnach alle Theoret iker der deontischen 
L o g i k einig. Das ist seltsam; wenn ich nämlich R ichtern einen solchen 
Schluß zeige, pflegen sie verblüfft z u sagen: Das s t immt nicht ! Prakt iker 
wissen auch sogleich mit trift igen Gegenbeispielen aufzuwarten: E i n D i -
plomat bekomme den dienstl ichen Befehl, ein bestimmtes afrikanisches 
L a n d aufzusuchen. Es gebe eine Vorschri f t , wonach wer in dieses L a n d 
reist, sich einer bestimmten Impfung unterziehen muß. Ist jener D i p l o -
mat also verpflichtet, sich impfen z u lassen? Keineswegs. Wenn er sich 
weigert, seinem Auftrag n a c h z u k o m m e n , braucht er sich auch nicht i m p -
fen z u lassen. E ine Verpf l i chtung zur Impfung w i r d nur dann aktuel l , 
w e n n er die Reise tatsächlich anzutreten i m Begriff ist, und dann ganz un-
abhängig davon, ob er hierzu verpflichtet ist oder nicht. D e r deontische 
Schluß ist also falsch, wenn man unter der Rede, daß etwas „geboten ist" 
oder daß jemand etwas „tun s o l l " , das versteht, was man i m A l l t a g darun-
12 Von Kutschern T 1.2-1. 
13 Paul Weingartner, Gibt es rechtssysteminvariante Normen? ARSP-Beiheft 29 (1987), 
S. 167-177. Weingartner selber formuliert das „Gesetz" nicht als Schluß, sondern als logi-
sches Theorem; so auch von Kittschera T 1.2-3: „Wenn es geboten ist, talis man A tut, auch 
B zu tun, so ist es, talis es geboten ist, A zu tun, auch geboten, B zu tun." 
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ter versteht, sei man nun Laie oder Jurist . Ledig l ich in einem sekundären 
Sinne, der sich sogleich i m D i a g r a m m zeigen w i r d , läßt er sich rechtferti-
gen. W e n n Weingartner recht hat, daß das fragliche Gesetz in allen Syste-
men der deontischen L o g i k enthalten ist, so sind sie alle zumindest miß-
verständlich. 
A B 
A stehe für die Reise in das erwähnte Land, B für das Sich-Impfen-Lassen, C für 
eine beliebige andere Handlung. N u r wenn man den Bereich von A betreten will, 
wird man durch das Vorhandensein der Sperrzone auch in den Bereich von B „ge-
nötigt" . Wenn man im unteren Bereich bleibt, im reinen C-Bcreich, ist das nicht 
der Fall. Freilich verstößt man dann gegen das Gebot, A zu betreten. Die Impfung 
ist also außerhalb einer schon aktuellen Verpflichtung nur insofern „gesollt", als 
derjenige, der sich strikt rechtstreu verhält und alle (beiden) Normen beachtet, an 
einer Imptuni; (am B-Bereich) „nicht vorbeikommt" 1 4 . 
W i e erklärt sich die A k z e p t a n z der deontischen L o g i k bei so befremdli-
chen Ergebnissen? Es liegt w o h l an der Plausibilität ihres Ansatzes, den 
als erster Leibniz formul ier t hat. H i e r n a c h ist die Log ik der N o r m e n ein 
Spezialfall der M o d a l l o g i k : die L o g i k der „moralischen" (oder „prakti-
schen") Modalitäten. Das Erlaubte ist das moralisch Mögliche, das Verbo-
tene das moral isch Unmögliche, das Gebotene das, was moralisch not-
14 Im „ H a n d l u n g s s p i e l r a u m " (S. 43 fi.) habe ich zwischen „präskript iv" und nur „deskriptiv" 
gültigen Folgerungen aus einer N o r m unterschieden. Die nur deskriptiv gültigen Folge-
rungen enthalten keine Verhaltensrichtlinie, an die man sich halten kann; aber man 
„ k o m m t an ihnen nicht vorbei". Hin Beispiel: D a ß jemand C D U wählt, daraus folgt lo-
gisch, daß er sich an der Wahl beteiligt. Wollte man aber nun aus der Empfehlung „Wählt 
C D U ! " als logische Folgerung herleiten: „Geht zur W a h l ! " , so läge dies nicht mehr im 
präskriptiven Gehalt der Parteiempfehlung. Wer sie nämlich ausspricht, dem könnte es 
durchaus lieber sein, jemand bleibt der Wahl fern, als daß er S P D wählt'. Das wäre kein 
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wendig is t , r > . Wenn man die Ergebnisse der deontischen Logik in die 
schlichten Modalitäten des (ontisch) Möglichen u n d N o t w e n d i g e n z u -
rückübersetzt, zeigt es s ich, daß sie insofern r icht ig s ind. Zweifellos hat 
die Leibnizsche Analogie , auch wenn sie, wie die Ergebnisse zeigen, falsch 
ist, etwas Geniales. D a ß sie fre i l ich nach dreihundert Jahren noch als r i c h -
t ig gilt , bedarf außer der philosophiegeschichtl ichen noch einer psycho-
logischen Erklärung. Vie l le icht sind viele Logiker auch i n ihrer Wissen-
schaft so, wie sie es nach einem verbreiteten Vorur te i l i m Leben s i n d : Sie 
prüfen zwar sehr gründlich, ob ihr Z u g z u m gewünschten Z i e l fahren 
werde; aber wenn sie i h n e inmal bestiegen haben, schauen sie niemals 
mehr aus ihrem Abteilfenster. Für Juristen fre i l ich, einer der Praxis ver-
pflichteten Zunf t zugehörig, sollte sich eine solche Einste l lung auch dann 
verbieten, wenn sie Theor ie der N o r m e n betreiben. 
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inkonsistenter Wunsch. Andererseits kommt man, will man der Empfehlung folgen, 
„nicht daran vorbei", sich an der Wahl zu beteiligen. Insofern ist die Folgerung, man 
„solle" sich an der Wahl beteiligen, nicht falsch. Sie ist auch „relevant" (um ein Stichwort 
der neueren Eogik-Diskussion aufzugreifen; vgl. Weingartncr, a .a .O. , S. 170) — für die, die 
zur Wahl gehen wollen, zwar nicht, wohl aber für diejenigen, die zu einer Wahlenthaltung 
aufrufen. Dieser Gesichtspunkt laßt sich verallgemeinern: Deskriptiv gültige Folgerungen 
aus einer N o r m können zwar keine sinnvolle Verhaltensrichtlinie, wohl aber einen sinn-
vollen Ansatzpunkt für Kritik enthalten. Bei Nichtbeachtung des Unterschieds zwischen 
präskriptiv und deskriptiv gültigen Folgerungen, zwischen der Befolgung einer N o r m und 
dem Nicht-an-ihr-Vorbeikommen, zwischen Richtlinie und Krit ikpunkt kann der falsche 
Eindruck entstehen, es mit einem Paradoxon zu tun zu haben (dem „Ross sehen Parado-
xon", von dem das Wahlbeispiel eine Variante ist). — Die auch präskriptiv gültigen Folge-
rungen sind diejenigen, die gegenüber einer Prämisse nur spezieller sind (Man soll nicht 
stehlen / Man soll keine Autos stehlen. Man soll Tierhaare, die man verarbeiten läßt, desin-
fizieren / Man soll Ziegenhaare . . . desinfizieren.); die übrigen Folgerungen (die gegenüber 
der Prämisse allgemeiner sind) sind nur deskriptiv gültig. 
15 Vgl. dazu Philipps, a .a .O. , S. 17ff. 
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